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THEMEN IN DIESER AUSGABE

EuGH muss über  
umsatzsteuerrechtliche  
Behandlung medizi-
nischer Telefonberatung  
entscheiden

Der Bundesfinanzhof hat in einem Ver-
fahren zu entscheiden, in dem es um die 
Frage geht, ob Umsätze aus medizini-
scher Telefonberatung umsatzsteuer-
pflichtig sind oder ob es sich um um-
satzsteuerfreie Heilbehandlungen im Be-
reich der Humanmedizin handelt. Die 
Beratungen wurden im Regelfall von be-
sonders geschulten medizinischen Fach-
angestellten bzw. Krankenschwestern 
durchgeführt. In mehr als einem Drittel 
der Fälle wurde zudem ein Arzt, regel-
mäßig ein Facharzt, hinzugezogen.
Das Gericht hat vor allem Zweifel, ob 
telefonische Beratungsleistungen mit 
medizinischem Inhalt unabhängig von 
einer konkreten ärztlichen Behandlung 
durch die Auskunft gebende Person und 
ohne persönlichen Kontakt zwischen 
Arzt und Patient unter die Umsatz-
steuerbefreiung für ärztliche Leistun-
gen fällt. Es hat die Streitfrage daher 
dem Gerichtshof der Europäischen 
Union (EuGH) zur Vorabentscheidung 
vorgelegt.
Tipp: Umsatzsteuerfestsetzungen für 
medizinische Telefonberatungen soll-
ten daher offen gehalten werden.
BFH, Beschl. v. 18.09.2018, XI R 19/15, 
BFH/NV 2019, S. 252

Bruchteilsgemeinschaft 
in der Umsatzsteuer

Eine Bruchteilsgemeinschaft kann um-
satzsteuerrechtlich nicht Unternehmerin 
sein. Dies hat der Bundesfinanzhof unter 
Änderung seiner langjährigen Recht-
sprechung entschieden.
Bei einer Gemeinschaft nach Bruchteilen 
ist der Gemeinschafter, nicht aber die 
Gemeinschaft leistender Unternehmer 
hinsichtlich der mit dem gemeinschaft-
lichen Recht erbrachten Leistungen. 
Denn die Gemeinschaft ist unfähig, 
Trägerin von Rechten und Pf lichten 
zu sein. Sie nimmt weder selbst noch 
durch Vertreter am Rechtsverkehr teil. 
Folglich sind bei einer gemeinschaft-

lich bezogenen Leistung die einzelnen 
Gemeinschafter entsprechend ihrer Be-
teiligungsquote Leistungsempfänger 
und zum Vorsteuerabzug berechtigt.
Im entschiedenen Fall hatten ein For-
scher und mehrere weitere Erfinder zu-
sammen eine Erfindung gemacht, so-
dass ihnen das Recht auf das Patent 
gemeinschaftlich zustand. Da die Be-
teiligten keine besondere Vereinbarung 
getroffen hatten, war bei der Erfinder-
gemeinschaft aufgrund der bloßen Tat-
sache der gemeinsamen erfinderischen 
Tätigkeit von einem Gemeinschafts-
verhältnis als Bruchteilsgemeinschaft 
auszugehen. Daher war der Forscher 
als Gemeinschafter Unternehmer und 
Steuerschuldner entsprechend seinem 
Anteil.
BFH, Urt. v. 22.11.2018, V R 65/17,  
BFH/NV 2019, S. 359

Fremdvergleich eines mit 
dem Ehepartner geschlos-
senen Arbeitsvertrags 
über ein geringfügiges 
Beschäftigungsverhältnis

Schließen Ehepartner untereinander 
Arbeitsverträge, müssen diese dem sog. 
Fremdvergleich standhalten.
Ein IT-Berater beschäftigte seine Ehe-

frau als Bürokraft für monatlich 400 € 
inkl. Firmenwagennutzung. Die Arbeits-
zeit sollte sich nach dem Arbeitsanfall 
richten; eine feste Stundenzahl wurde 
nicht vereinbar t. Überstunden und 
Mehrarbeit sollten durch Freizeit aus-
geglichen werden. Teile des Gehalts 
sollten durch Gehaltsumwandlung in 
eine Direktversicherung und in eine 
Pensionskasse eingezahlt werden. Sie 
wurden jedoch zusätzlich zum verein-
barten Gehalt gezahlt.
Weil das Arbeitsverhältnis einem Fremd-
vergleich nicht standhielt, versagte das 
Finanzgericht Münster den Betriebsaus-
gabenabzug. Demnach hätten fremde 
Dritte die Arbeitszeit nicht ohne Angabe 
eines Stundenkontingents vereinbart 
und gleichzeitig den Abbau von Über-
stunden und Mehrarbeit durch Freizeit-
ausgleich vorgesehen. Nicht fremdüblich 
sei zudem, wenn dem als Bürokraft be-
schäftigten Ehepartner ein Kraftfahr-
zeug zur privaten Nutzung überlassen 
werde, ohne die Fahrzeugüberlassung 
genau zu regeln oder die Fahrzeug-
klasse zu vereinbaren. Auch die Ein-
zahlungen in die Direktversicherung und 
Pensionskasse zusätzlich zum bisher 
vereinbarten Gehalt statt im Wege der 
Gehaltsumwandlung seien unter Frem-
den unüblich.
Hinweis: Auch der Bundesfinanzhof 
hat te jüngst entschieden, dass die 
Überlassung eines Firmen-Pkw zur un-
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eingeschränkten Privatnutzung ohne 
Selbstbetei l igung bei einem „Mini-
job“-Beschäftigungsverhältnis unter 
Ehepartnern nicht fremdüblich ist.
FG Münster, Urt. v. 20.11.2018,  
2 K 156/18, EFG 2019, S. 253
BFH, Urt. v. 10.10.2018, X R 44 45/17, 
BFH/NV 2019, S. 319

Schätzung der orts-
üblichen Marktmiete  
bzw. -pacht

Eine Frau erwarb ein mit einem his-
torischen Gebäude bebautes und als 
Gaststätte genutztes Grundstück. In 
den folgenden Jahren sanierte sie das 
Gebäude sowie die Außenanlagen um-
fangreich und verpachtete es an ihren 
Ehemann. Das Finanzamt ging von einer 
verbilligten Überlassung aus und kürz-
te den Werbungskostenabzug bei den 
Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung entsprechend.
Im Zuge des finanzgerichtlichen Ver-
fahrens wurde ein Gutachten eines Sach-
verständigen eingeholt, der die ortsüb-
liche Marktpacht durch eine von ihm ent-
wickelte Methode unter Heranziehung 
des sog. EOP-Verfahrens ermittelte.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass die 
dem Gutachten zugrunde gelegte „Ver-
gleichsmethode“ (sog. ertragsorientierte 
Pachtwer termit t lung-EOP-Methode)  
n icht geeignet ist ,  d ie or tsübl iche 
Marktpacht zu bestimmen und schließt 
sich damit der Auffassung des Bundes-
gerichtshofs an. Grundlage der Wert-
ermittlung nach der EOP-Methode ist 
der voraussichtlich zu erwirtschaftende 
Ertrag aus dem vermieteten oder ver-
pachteten Objekt. Darauf kommt es je-
doch auch bei einem Gaststättenobjekt 
nicht an. Nur durch Angebot und Nach-
frage lässt sich die gesetzlich zu be-
stimmende Marktmiete ermitteln.
Hinweis: Bei der ortsüblichen Markt-
miete ist grundsätzlich die Nettokalt-
miete anzusetzen. Lediglich bei der 
Überlassung von Wohnungen zu Wohn-
zwecken ist Maßstab die Warmmiete, 
also die Kaltmiete zuzüglich der nach 
der Betriebskostenverordnung umlage-
fähigen Kosten.
BFH, Urt. v. 10.10.2018, IX R 30/17,  
BFH/NV 2019, S. 317
§ 21 Abs. 2 EStG

Vorsteuerabzug: Zum 
Rechnungsmerkmal „voll-
ständige Anschrift“

Ein Unternehmer bet r ieb eine Ge-
bäudereinigung und ein Internetcafé. 

Das Finanzamt gelangte zu dem Ergeb-
nis, dass die in seiner Umsatzsteuer-
erk lärung geltend gemachten Vor-
steuerbeträge aus den Rechnungen 
zweier Unternehmen u. a. wegen fal-
scher Rechnungsangaben nicht abzugs-
fähig seien. Denn die Unternehmen hat-
ten unter der angegebenen Anschrift 
weder ihren Sitz noch eine feste Nieder-
lassung.
Dies beurteilte der Bundesfinanzhof an-
ders. Zwar muss eine Rechnung nach 
den gesetzlichen Regelungen u. a. die 
Angabe des vollständigen Namens und 
der vollständigen Anschrift des leisten-
den Unternehmers und des Leistungs-
empfängers enthalten. Dies setzt jedoch 
nicht voraus, dass die wirtschaftliche 
Tätigkeit des leistenden Unternehmers 
unter der Anschrift ausgeübt wird.
Vielmehr reicht jede Art von Anschrift, 
e i nsch l ießl ich e i ner  Br ie f k as ten-
anschrift, aus, sofern der Unternehmer 
unter dieser Anschrift erreichbar ist. 
Maßgeblich für die postalische Erreich-
barkeit ist der Zeitpunkt der Rechnungs-
ausstellung. Lässt sich eine Erreich-
barkeit zu diesem Zeitpunkt nicht er-
mitteln, trifft die Feststellungslast den 
Vorsteuerabzug begehrenden Leistungs-
empfänger.
BFH, Urt. v. 05.12.2018, XI R 22/14,  
BFH/NV 2019, S. 365
§ 14 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 UStG

Fristen zur Abgabe  
der Steuererklärung  
verlängert

Steuer pf l icht ige,  d ie e ine Steuer-
erklärung abgeben müssen, etwa weil 
sie andere Einkünfte als solche aus 
nichtselbstständiger Tätigkeit erzielen 
oder weil sie als Eheleute Arbeitslohn 
beziehen und sich für die Steuerklassen-
kombination III/V entschieden haben, 
können sich für die Steuererklärung 
2018 mehr Zeit lassen als bisher.
Sofern sie nicht steuerl ich beraten 
sind, verlängert sich ihre Abgabefrist 
um zwei Monate und endet für Steuer-
erklärungen des Jahrs 2018 grundsätz-
lich am 31. Juli 2019.
Auch für beratene Steuerpf l icht ige 
wurde die Frist nach hinten geschoben. 
Bislang musste die Erklärung bis zum 
Jahresende des Folgejahrs ans Finanz-
amt; jetzt ist Zeit bis Ende Februar des 
Zweitfolgejahrs. Konkret heißt das, die 
Frist zur Abgabe der Steuererklärung 
2018 endet für Beratene am 29. Februar 
2020. Da dieser auf einen Samstag fällt, 
verlängert sich die Frist sogar bis zum 
2. März 2020. Allerdings kann durch 
Vorabanforderung des Finanzamtes die 
Frist verkürzt werden. 

In beiden Fällen entstehen bei ver-
späteter Abgabe obligator isch Ver-
spätungszuschläge.
Hinweis: Steuerpflichtige, die nicht ver-
pflichtet sind, eine Steuererklärung ein-
zureichen, können dies weiterhin frei-
willig tun. Dafür haben sie wie bisher 
vier Jahre Zeit.
Gesetz zur Modernisierung des Besteue-
rungsverfahrens, BStBl. 2016 I, S. 694

Spendenabzug bei Schen-
kung unter Ehepartnern 
mit Spendenauflage

Ein Ehemann schenkte seiner Frau kurz 
vor seinem Tod 400.000 €. Die Schen-
kung war mit der Auflage verbunden, 
130.000 € an zwei gemeinnützige Ver-
eine zu spenden, was die Frau auch tat. 
Sie begehrte den Sonderausgabenabzug 
für die Zuwendungen.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die 
Auffassung der Ehefrau. Sie hatte die 
Spende freiwillig geleistet, denn sie 
war die Verpflichtung, den Betrag zu 
spenden, freiwillig eingegangen. Zwar 
war die Ehefrau selbst nicht wirtschaft-
lich belastet, was Voraussetzung für 
den Spendenabzug ist. Doch müssen 
zusammenveranlagte Ehepartner ge-
meinsam als ein Steuerpflichtiger be-
trachtet und behandelt werden. Für 
die Berechtigung zum Spendenabzug 
kommt es daher nicht darauf an, welcher 
der Ehepartner durch die Zuwendung 
wirtschaftlich belastet ist.
Die Belastung des Ehemanns war daher 
der Ehefrau zuzurechnen. Sie konnte die 
Spende als Sonderausgaben abziehen.
BFH, Urt. v. 15.01.2019, X R 6/17,  
BFH/NV 2019, S. 460

Wertaufstockung bei 
Einbringung eines Mit-
unternehmeranteils mit 
negativem Kapitalkonto

Wird ein Betrieb, ein Teilbetrieb oder 
ein Mitunternehmeranteil in eine un-
beschränkt körperschaftsteuerpflichtige 
Kapitalgesellschaft eingebracht und 
erhält der Einbringende dafür neue 
Anteile an der Gesellschaft, darf die 
Kapitalgesellschaft das eingebrachte 
Betriebsvermögen auf Antrag mit dem 
Buchwert oder einem höheren Wert an-
setzen. Voraussetzung ist jedoch, dass 
die Passivposten des eingebrachten Be-
triebsvermögens die Aktivposten nicht 
übersteigen. Das Eigenkapital bleibt 
dabei unberücksichtigt.
In eine neu gegründete GmbH wurden 
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zwei selbstständige Gesel lschaf ten 
bürgerl ichen Rechts im Wege der 
Sacheinlage eingebracht. Eine der ein-
gebrachten Gesellschaften hatte ein ne-
gatives, die zweite Gesellschaft ein posi-
tives Kapitalkonto. Die Einbringenden 
waren der Ansicht, dass die beiden 
Kapitalkonten saldiert werden konnten. 
Das Finanzamt dagegen hielt eine Sal-
dierung für ausgeschlossen und forderte 
eine Aufstockung der Buchwerte der ein-
gebrachten Wirtschaftsgüter der Gesell-
schaft mit dem negativen Kapitalkonto 
auf 0 €, wodurch sich ein Veräußerungs-
gewinn ergab.
Der Bundesfinanzhof wies darauf hin, 
dass es umstr it ten ist , ob bei Ein-
br ingung mehrerer Sachein lagen-
gegenstände durch dieselbe Person 
eine Gesamtbetrachtung bzw. Saldie-
rung erfolgen kann. Er gelangte zu 
der Auffassung, dass die gesetzlichen 
Voraussetzungen für jeden einzelnen 
Sacheinlagegegenstand und im ent-
schiedenen Fall somit für jeden einzel-
nen der insgesamt vier eingebrachten 
Mitunternehmeranteile eigenständig zu 
würdigen waren, da hinsichtlich eines 
jeden Mitunternehmeranteils ein ge-
sonderter Einbringungsvorgang vorlag.
§ 20 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 UmwStG
BFH, Urt. v. 13.09.2018, I R 19/16,  
BFH/NV 2019, S. 377

Gewerbesteuerrecht-
liche Hinzurechnung 
der Schuldzinsen bei 
Cash-Pooling

Eine ausnahmsweise zulässige Sal-
dierung von Zinsaufwendungen bei 
wechselseitig gewährten Darlehn gilt 
bei der Ermittlung des Gewerbesteuer-
messbetrags auch für Darlehn inner-
halb eines Cash-Pools.
Dem Gewinn aus Gewerbebetrieb wird 
ein Viertel der Summe aus Entgelten für 
Schulden wieder hinzugerechnet, soweit 
sie den Gewinn gemindert haben und 
soweit die Summe der gesamten Hinzu-
rechnungen den Betrag von 100.000 € 
übersteigt. Die Saldierung von Schuld- 
und Guthabenzinsen ist grundsätzlich 
ausgeschlossen.
Ausnahmsweise sind aber mehrere 
Verbindlichkeiten als eine einheitliche 
Schuld zu beurteilen, wenn die einzelnen 
Schuldverhältnisse wirtschaftlich zu-
sammenhängen. Der Zweck der gewerbe-
steuerrechtlichen Hinzurechnungsvor-
schrift liegt darin, den Ertrag des be-
trieblichen Kapitals in vollem Umfang 
der Gewerbesteuer zu unterwerfen und 
damit eine Gleichstellung von Erträgen 
aus eigen- und fremdfinanziertem Ka-

Einkommensteuerschul-
den als Nachlassverbind-
lichkeiten

Drei Schwestern waren Erben nach 
ihrem Vater. Sie machten in ihren Erb-
schaftsteuererklärungen Einkommen-
steuerschulden des Vaters von über 6,6 
Mio. € als Nachlassverbindlichkeiten 
geltend. Noch zu Lebzeiten des Vaters 
hatte dieser seine Steuerbescheide an-
gefochten. Sie wurden von der Voll-
ziehung ausgesetzt und waren zum 
Zeitpunkt des Erbfalls noch nicht be-
standskräftig.
D e r  Bu nde s f i n a n z hof  fo lg te  de r 
Auffassung der Schwestern. Vom Erwerb 
des Erben sind die vom Erblasser stam-
menden persönlichen Steuerschulden, 
die auf den Erben übergegangen sind, 
als Nachlassverbindlichkeiten abzu-
ziehen. Unerheblich ist dabei, ob die 
Steuern im Erbfall bereits festgesetzt 
waren oder nicht. Entscheidend ist, dass 
sie im Todeszeitpunkt eine wirtschaft-
liche Belastung dargestellt haben.
Es ist davon auszugehen, dass Finanz-
behörden entstandene Steuern in zu-
treffender Höhe festsetzen werden, so-
dass im Todeszeitpunkt die für den Ab-
zug erforderliche wirtschaftliche Be-
lastung vorliegt. Dies gilt insbesondere, 
wenn die Steuern bereits durch Steuer-
bescheid festgesetzt wurden. Sie be-
lasten den Erblasser und damit auch 
den Erben als Gesamtrechtsnachfolger. 
Die Belastung entfällt nicht dadurch, 
dass der Steuerbescheid angefochten 
und Aussetzung der Vollziehung ge-
währt wurde.
BFH, Urt. v. 14.11.2018, II R 34/15,  
BFH/NV 2019, S. 468

Keine Gemeinnützigkeit 
bei Ausübung eines allge-
meinpolitischen Mandats

Ist ein Verein als gemeinnützig an-
erkannt, hat er diverse Vorteile. U. a. 
darf er Spenden entgegennehmen und 
dafür Spendenbescheinigungen aus-
stellen. Ein Gesetzeskatalog zählt die 
Zwecke auf, die gemeinnützig verfolgt 
werden können. Die Verfolgung politi-
scher Zwecke ist allerdings nicht mit 
der Gemeinnützigkeit vereinbar.
Dies hat der Bundesfinanzhof im Fall 
des Attac-Trägervereins entschieden. 
Zwar darf ein gemeinnütziger Verein, 
der beispielsweise satzungsgemäß den 
Umweltschutz fördert, im Rahmen sei-
nes Satzungszwecks auch Einfluss auf 
die politische Willensbildung oder die 
öffentliche Meinung nehmen. Attac hatte 
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pital herbeizuführen.
Eine Saldierung bei wechselseitig ge-
währten Darlehn ist für Darlehn inner-
halb eines Cash-Pools möglich. Ent-
scheidend ist dabei, dass die Darlehn 
gleichartig sind, denselben Zweck haben 
und auch regelmäßig tatsächlich mit-
einander verrechnet werden.
BFH, Urt. v. 11.10.2018, III R 37/17,  
BFH/NV 2019, S. 487

Grundstücksschen-
kungen zwischen  
Geschwistern können 
grunderwerbsteuerfrei 
sein

Eine Mutter hatte ihrem Sohn und ihrer 
Tochter zu gleichen Teilen ein Grund-
stück übertragen. Jahre später über-
trug sie ein zweites Grundstück auf 
ihre Tochter, verbunden mit der Auflage, 
dass die Tochter ihre Grundstückshälfte 
aus der ersten Grundstücksübertragung 
auf ihren Bruder zu übertragen hatte. 
Diesen Erwerb sollte sich der Bruder 
beim Tod der Mutter auf seinen Pflicht-
teilsanspruch anrechnen lassen. Das 
Finanzamt unterwarf die Grundstücks-
übertragung der Schwester auf ihren 
Bruder der Grunderwerbsteuer, weil 
Grundstücksübertragungen unter Ge-
schwistern nicht grunderwerbsteuer-
befreit seien.
Der Bundesfinanzhof betrachtete den 
Übertragungsvorgang in seiner Gesamt-
heit und entschied, dass der Erwerb 
nicht der Grunderwerbsteuer unter-
lag. So kann eine Steuerbefreiung auf-
grund einer Zusammenschau von grund-
erwerbsteuerrechtlichen Befreiungsvor-
schriften gewährt werden, wenn sich 
der tatsächlich verwirklichte Grund-
stückserwerb als abgekürzter Über-
tragungsweg darstellt und die unter-
bliebenen Zwischenerwerbe, wenn sie 
durchgeführt worden wären, ebenfalls 
steuerfrei geblieben wären.
Im entschiedenen Fall war der erste 
unterbl iebene Zwischenschr it t  d ie 
(Rück-)Ü ber t ragung des hä l f t igen 
Grundstücks von der Tochter auf 
ihre Mutter, der zweite unterbliebene 
Zwischenschritt die unentgeltliche Über-
tragung dieses Grundstücksteils von der 
Mutter auf ihren Sohn. Beide Schritte 
wären grunderwerbsteuerfrei geblieben. 
In der Zusammenschau betrachtet, war 
daher die von der Tochter erfüllte Auf-
lage lediglich die unentgeltliche Grund-
stücksübertragung von der Mutter auf 
ihren Sohn.
BFH, Urt. v. 07.11.2018, II R 38/15,  
BFH/NV 2019, S. 490



im Gegensatz dazu in der Tagespolitik 
regelmäßig Forderungen zu diversen 
politischen Themen erhoben und damit 
ein allgemeinpolitisches Mandat aus-
gefüllt. Die Kampagnen betrafen u. a. 
die Besteuerung von Finanzmärkten, die 
Umverteilung von Reichtum, feministi-
sche Ökonomie, Anti-Atom-Bewegung 
und das unbedingte Grundeinkommen.
Bezüglich der Entscheidung über den 
möglichen Verlust der Gemeinnützig-
keit von Attac muss abschließend ge-
klärt werden, ob die unzulässigen Be-
tätigungen dem Attac-Trägerverein oder 
anderen Mitgliedern der Bewegung zu-
zurechnen sind.
§ 52 Abs. 2 AO
BFH, Urt. v. 10.01.2019, V R 60/17,  
BFH/NV 2019, S. 309

Besteuerung von Anzah-
lungen auf künftige (Be-
stattungs-)leistungen

An Bestattungsunternehmen geleistete 
Anzahlungen für die spätere Bestattung 
sind nach einem Urteil des Bundes-
finanzhofs im Zeitpunkt der Verein-
nahmung umsatzsteuerpflichtig. Voraus-
setzung hierfür ist, dass alle maßgeb-
l ichen Elemente der künf t igen Be-
stat tungsdienstleistungen genau in 
einem Bestattungsvorsorgevertrag be-
stimmt sind.
Damit ist Gegenstand des Leistungs-
austauschs die zukünftige Bestattungs-
leistung und nicht eine Option zur Be-
stattung, auch wenn die insgesamt siche-
re Ausführung der Bestattungsleistung 
hinsichtlich des genauen Zeitpunkts un-
bestimmt ist. Dies gilt auch dann, wenn 
die Einzahlungen auf ein gesondertes 
Bankkonto mit dem Zusatz „Treuhand-
konto“ des Bestatters erfolgten, für das 
keine Verfügungsbeschränkungen be-
standen, da Bestattungsvorsorgever-
träge dieser Art keine Darlehns- bzw. 
Treuhandver t räge darstel len. Viel-
mehr werden darin die gegenseitigen 
Pf lichten geregelt: einerseits die Be-
stattungsverpflichtung und andererseits 
die Verpflichtung zur Zahlung der Be-
stattungskosten zu den am Tag der Be-
stattung gültigen Bedingungen unter 
Anrechnung der geleisteten Anzahlung.
BFH, Urt. v. 14.11.2018, XI R 27/16,  
BFH/NV 2019, S. 423

Umsatzsteuerbefreiung 
für Leistungen eines  
Gesundheitszentrums

Die Leistungen eines Gesundheits-
zentrums erfüllen nicht die Voraus-

setzungen einer steuerfreien Kranken-
hausbehandlung oder ärztlichen Heil-
behandlung, wenn diese unabhängig 
von einem medizinisch diagnostizierten 
Krankheitsbild erbracht werden.
Für ein Gesundheitszentrum, das zwei 
Ärzte und sieben Krankenschwestern 
beschäftigte, lag eine Konzessionie-
rung als Privatklinik vor. Die Inan-
spruchnahme der Dienst leistungen 
des Gesundheitszentrums war nicht 
von einem ärztlichen Befund abhängig. 
Die Patienten konnten selbst bestimmen, 
welche Leistungen sie in Anspruch neh-
men wollten. Eine ärztliche Diagnose 
von Krankheiten erfolgte ebenfalls nicht.
Das Finanzamt vertrat die Auffassung, 
dass der größte Teil der Umsätze nicht 
der Umsat zsteuerbef reiung unter-
lag, sondern – mit Ausnahme der Er-
löse aus der Abrechnung mit Kranken-
kassen für auf Kassenrezept geleistete 
Behandlungen – dem Regelsteuersatz 
zu unterwerfen war.
Der Bundesfinanzhof schloss sich dieser 
Meinung an. Seitens des Gesundheits-
zentrums wurden keine Leistungen mit 
therapeutischer Zweckbestimmung er-
bracht. Die überwiegend vorbeugenden 
Gesundheitsleistungen erfüllten nur 
dann die Voraussetzung einer steuer-
freien Heilbehandlung, wenn es sich 
um Maßnahmen im Rahmen einer me-
dizinischen Behandlung, d. h. aufgrund 
ärztlicher Anordnung, vergleichbarer 
Feststellungen oder mithilfe einer Vor-
sorge- oder Rehabilitationsmaßnahme, 
handele.
BFH, Beschl. v. 11.01.2019, XI R 29/17, 
BFH/NV 2019, S. 440

A1-Bescheinigung bei 
EU-Auslandsdienstreisen 
weiterhin notwendig

Entsendet ein Arbeitgeber einen Arbeit-
nehmer vorübergehend ins Ausland, 
gelten unter Umständen die deutschen 
Rechtsvorschriften über soziale Sicher-
heit fort. In diesen Fällen können ggf. 
sog. Entsendebescheinigungen be-
antragt werden, die als Nachweis dar-
über gelten, dass für den Arbeitnehmer 

Hinweis: Die Darstellungen dienen aus schließlich Informationszwecken  
und ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.

IMPRESSUM

Verantwortlich für den Inhalt:

HSMV – Hansen Schotenroehr Müller Voets 
Partnerschaftsgesellschaft mbB 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft | Steuerberatungsgesellschaft

Grafenberger Allee 337b | 40235 Düsseldorf

Nr. 4 | 20194

in Deutschland ein Sozialversicherungs-
schutz besteht. Für Entsendungen in 
einen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union, in einen Vertragsstaat des Euro-
päischen Wirtschaftsraums oder in die 
Schweiz gibt es hierfür die sog. A1-Be-
scheinigung.
Seit dem 1. Januar 2019 gilt für A1-Be-
scheinigungen ein verbindliches elektro-
nisches Antrags- und Bescheinigungs-
verfahren. D. h. Arbeitgeber müssen die 
Ausstellung der A1-Bescheinigungen 
elektronisch bei der dafür zuständigen 
Stelle (Krankenkasse, Träger der gesetz-
lichen Rentenversicherung bzw. Arbeits-
gemeinschaft Berufsständischer Ver-
sorg u ngsein r icht u ngen e.  V.)  be -
antragen. Diese prüft sodann die jewei-
ligen Voraussetzungen. Steht fest, dass 
die deutschen Rechtsvorschriften gelten, 
hat die zuständige Stelle drei Arbeits-
tage Zeit, eine entsprechende Mitteilung 
nebst A1-Bescheinigung als PDF-Do-
kument auf elektronischem Wege an 
den Arbeitgeber zu übermitteln. Für 
Selbstständige gilt weiterhin der schrift-
liche Antrag. Die Pflicht, eine A1-Be-
scheinigung zu beantragen, führt in der 
Praxis zu erheblichem bürokratischen 
Aufwand.
Erst kürzlich haben sich das Europäi-
sche Parlament, der Rat und die Euro-
päische Kommission geeinigt, die euro-
päischen Regeln zur Koordinierung der 
Systeme der sozialen Sicherheit zu über-
arbeiten und zu vereinfachen.[1] Zu den 
Neuregelungen soll/sollte auch zählen, 
dass für Dienstreisen ins EU-Ausland 
kein A1-Entsendeformular mehr be-
antragt werden muss. Der Ausschuss 
der Ständigen Vertreter hat jedoch aktu-
ellen Berichten zufolge diese politische 
Einigung nicht gebilligt. Es bleibt daher 
abzuwarten, ob in dieser Sache kurz-
fristig noch ein Kompromiss gefunden 
werden kann.
Hinweis: Das Vorliegen der A1-Be-
scheinigung wird in einigen Ländern 
streng kontrolliert. Arbeitgeber soll-
ten daher den Antrag so früh wie mög-
lich stellen, da die Bescheinigung vom 
Arbeitnehmer grundsätzlich bereits zu 
Beginn des Auslandsaufenthalts – auch 
wenn dieser nur wenige Stunden an-
dauert – mitgeführt werden muss.
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Die vermögens-
verwaltende 
Familiengesellschaft 
in der privaten 
Vermögensnachfolge

Ein Gestaltungsweg mit vielen  
Vorteilen und hoher Flexibilität.

In den Jahren bis 2030 wird in Deutsch-
land ein geschätztes Gesamtvermögen von 
jährlich fast 90  Mrd. Euro auf die nach-
folgende Generation übertragen (sog. Erb-
schaftswelle). Die größten Teile des deut-
schen Nettogesamtvermögens stehen im 
Eigentum der Altersklassen 55 – 64 Jahre 
und 65 – 74 Jahre; in der zuletzt genannten 
Klasse ist das Vermögen durch erfolgte 
Übertragungen bereits leicht reduziert (vgl. 
PHF-Bericht Deutsche Bundesbank 4/2019).

Die Fragen im Zusammenhang mit der 
Vermögensnachfolge sind sensibel und wer-
den allzu häufig nur zögerlich angegangen. 
Die erheblichen steuerlichen Vorteile 
einer frühzeitigen Einleitung der Nachfolge 
sind oft bewusst und finden regelmäßig Er-
wähnung in der Tagespresse, aber man 
möchte doch nicht den finanziellen Erfolg 
der eigenen Lebensleistung vorschnell aus 
der Hand geben – auch nicht an die lie-
ben Kinder. Die Abwägungen um das Wie 
und Wann sind komplex, sehr persönlich 
und emotional besetzt – die Dinge stehen 
in einem familiären Zusammenhang, was 
die Sache nicht einfach macht.

Jedenfalls bei höheren Vermögen soll-
te jedoch rechtzeitig – sorgfältig und gut 
beraten – über eine vorweggenommene 
Vermögensnachfolge, also Schenkungen 
an die Nachkommen nachgedacht werden, 
zumal Gestaltungsmöglichkeiten bestehen, 
die eine Vielzahl von Bedenken und Nach-
teilen auszuräumen vermögen. Diese sind 
häufig nur nicht bekannt. Das gilt nach unse-
rer Erfahrung beispielsweise für die Vor-
teile, die die Errichtung einer vermögens-
verwaltenden Familiengesellschaft bietet (in 
ihrer einfachsten Form eine GbR).

 Die Vermögensstruktur  
als Ausgangspunkt

Oftmals hat das Familienvermögen im Eigen-
tum der Eltern die folgende oder eine ähn-
liche Struktur:

  das Familienheim (vielfach im  
Miteigentum der Ehegatten)

  eine oder mehrere Eigentumswohnungen
   ein oder mehrere Mehrfamilienhäuser
  ggf. eine Ferienimmobilie –  

insbesondere im Ausland
  Finanzvermögen: Aktien, Fonds/

ETFs, Zertifikate, Derivate, Schuldver-
schreibungen – nicht selten unter Ver-
mögensverwaltung bzw. Asset Manage-
ment eines Bankhauses

  sonstige liquide Mittel: Girokonten, 
Sparkonten, Festgelder, etc.

Insbesondere im Immobilieneigentum haben 
sich – nicht zuletzt aufgrund der teilweise 
exorbitanten Wertentwicklungen im Verlauf 
der letzten Jahre – vielfach erhebliche Ver-
mögenswerte aufgebaut. Zudem fließen aus 
diesem Vermögen stetige Einkünfte, die eine 
stabile Altersversorgung absichern sollen, 
teilweise aber auch der finanziellen Unter-
stützung der sich ggf. noch in der Ausbildung 
befindenden Kinder beitragen können. Im 
Hinblick auf Immobilienschenkungen an die 
Nachkommen ist grundsätzlich zu empfehlen, 
ein und dasselbe Objekt nicht auf mehrere 
Kinder zu übertragen. Beherzigt man diesen 
Grundsatz, führt der Wunsch einer fairen Ver-
teilung meist direkt in die Thematik erheb-
licher Wertunterschiede und die Notwendig-
keit der Bestimmung und Bereitstellung von 
Ausgleichszahlungen. Damit befindet man 
sich allerdings recht schnell in einem Ter-
rain schwieriger und konfliktbehafteter Ent-
scheidungen, was einem seichten und in jeder 
Hinsicht vorteilhaften Übergang nicht zu-
träglich ist.

Darüber hinaus bringt eine solche Individual-
übertragung (regelmäßig verbunden mit den 
konventionellen Nachfolgekonzepten eines Vor-
behaltsnießbrauchs oder einem Wohnrecht zu-
gunsten der Übertragenden) eine unerwünschte 
Zersplitterung des Familienvermögens mit 
sich.

Auch im Bereich des Finanzvermögens sind 
Direktschenkungen nicht notwendigerweise 
die beste Lösung. Zum Beispiel können sich 
bei vielen Vermögensverwaltungsformen im 
Private Banking produktbezogene Hinder-
nisse ergeben, die einer einfachen „Depot-
teilung“ zum Zwecke einer anteiligen Schen-
kung entgegenstehen. Unter anderem besteht 
dabei die Gefahr, steuerliche Realisations-
vorgänge mit der Entstehung von Abgeltung-
steuer auszulösen.

Vorteile einer  
vermögensverwaltenden  
Familiengesellschaft

Mit H i l fe e iner Fami l iengesel lscha f t , 
in die das Famil ienvermögen oder ein 
wesentlicher Teil davon eingebracht wird 
(→ Gesamthandsvermögen), lassen sich 
die oben genannten Nachteile vermeiden 
und die grundlegenden Ziele einer vorweg-
genommenen Vermögensnachfolge über ent-
sprechende gesellschaftsvertragliche Rege-
lungen erreichen. Im Vordergrund stehen 
meist die nachstehenden Gesichtspunkte:

  das Familienvermögen bleibt vor Zer-
split terung und unkontrol l ier ter Ver-
silberung geschützt (→ Familienpool)

  der Gründer und (spätere) Schenker be-
wahrt zu Lebzeiten weiterhin die Ver-
fügungsmacht über das gesamte Ver-
mögen (→ Geschäftsführung, Vertretung 
und Stimmrechte); die Mitspracherechte 
der zu beschenkenden Kinder und ggf. 
Enkelkinder sind ausgeschlossen, kön-
nen aber im Zeitablauf verstärkt werden

  die Altersversorgung des Schenkers 
(der Eltern) bleibt durch einen Ertragsvor-
behalt gesichert (die disquotale Gewinn-
verteilung wirkt wie ein Vorbehaltsnieß-
brauch) – wirtschaftlichen Abhängigkeiten 
wird vorgebeugt; die Kinder können dosiert 
an den laufenden Erträgen beteiligt werden

  das Gesellschaftsvermögen lässt sich 
ganz überwiegend vor einem etwaigen Zu-
griff von Gläubigern einzelner Familien-
gesellschafter schützen (bedingte Voll-
streckungssicherheit)

  die Kinder und ggf. Enkelkinder wer-
den schrittweise an das Familienver-
mögen herangeführt (→ sukzessive An-
teilsschenkungen) – dabei müssen die 
Nachkommen aber nicht automatisch hö-
here Erträge erhalten

Dabei besteht der positive psychologische 
Nebeneffekt, dass sich die Nachkommen im 
Zeitablauf an ihre Aufgaben als Vermögens-
inhaber gewöhnen. Die Identifikation mit den 
Vermögenswerten wird verstärkt.

  der Gesellschaftsvertrag – also das Herz 
der Familiengesellschaft – ist flexibel ge-
staltbar (Grundlage der Vermögensver-
waltung)

Es können so gut wie alle individuellen Wün-
sche und Besonderheiten Berücksichtigung 
finden. Von Gesellschaftsverträgen von der 
Stange ist dringend abzuraten.

  dem Schenker stehen Rückforderungs-
möglichkeiten wie bei jeder anderen 
Schenkung zu (grober Undank, Ver-
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armung des Schenkers, etc.; vertragliche 
Rückforderungsklauseln) – denn eines ist 
immer im Blick zu behalten: Eltern machen 
sich nicht abhängig von ihren Kindern – 
so eng auch die Beziehung ist

  die (späteren) Anteilsschenkungen sind – 
z.B. im Gegensatz zu sequenziellen Direkt-
schenkungen von Bruchteilseigentum – mit 
keinen nennenswerten Vollzugskosten 
verbunden

Die Anteilsschenkungen können grund-
sätzlich formfrei und ohne Änderung des 
Grundbuchs vollzogen werden (Schriftform 
mit notarieller Beglaubigung ist allerdings 
empfehlenswert). Höhere Kosten sind letzt-
lich nur für die Gründung der Gesellschaft 
und die Einbringungsvorgänge sowie ggf. 
vorbereitende Strukturierungsschritte ein-
zuplanen. Dem stehen die regelmäßig weit 
höheren Steuervorteile gegenüber, die sich 
durch eine gezielte Schenkungsabfolge – zeit-
lich wie betragsmäßig – mobilisieren lassen.

  mittels der einzelnen Schenkungstranchen 
lassen sich die persönlichen Freibeträge 
und der Stufentarif („Steuerprogression“) 
des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuer-
gesetzes steuerlich optimal nutzen (keine 
Zusammenrechnung mehrerer Schenkun-
gen außerhalb des 10-Jahreszeitraums)

Bei der Schenkungsabfolge ist zu berück-
sichtigen, dass die erbschaftsteuerlichen Pri-
vilegien beiden Eltern / Ehegatten zustehen 
(ggf. Kettenschenkung). Zudem lassen sich 
auch im Wege generationsübergreifender 
Übertragungen Vorteile erzielen.

  in Abhängigkeit von der jeweiligen Ge-
winnvertei lung können ebenfal ls ein-
kommensteuerlich positive Freibetrags- 
und Progressionseffekte erreicht werden  
(„Optimierung der Familiensteuerquote“)

  das Vermögen bleibt Privatvermögen mit 
den damit verbundenen steuerlichen Vor-
teilen (→ eine gewerbliche Infektion ist zu 
vermeiden)

 Der böse Schwiegersohn 
oder die Schwiegertochter 
oder solche, die es werden 
wollen

In der Praxis geht es immer wieder um die 
Frage, wie sich verhindern lässt, dass das 
den eigenen Abkömmlingen zugedachte Ver-
mögen später einmal Schwiegerkindern zu-
fällt. Es muss noch nicht einmal der sprich-
wörtliche Dauerkonflikt eingetreten sein und 
die bzw. der Auserkorene mag auch nicht 
an den Wünschen oder Maßstäben der 
Schwiegereltern bzw. denen, die es dem-
nächst werden, gescheitert sein. Der Punkt 
ist stets zu bedenken. Vielfach ist der Part-
ner des Kindes noch gar nicht bekannt. Und 
wenn, es muss ja auch nicht bei der einen 
oder demselben bleiben.

Soll das Familienvermögen – auch nur nach 
dem Motto „Vorsicht ist besser als Nachsicht“ – 
vor den Schwiegerkindern geschützt werden, 
bietet eine Familiengesellschaft, bei der nur die 
Abkömmlinge der Gründer Gesellschafter wer-

den können, auch diesbezüglich Hilfestellung. 
Mit gesellschaftsrechtlichen Regelungen be-
steht die Möglichkeit sicherzustellen, dass im 
Todesfall weder der Gesellschaftsanteil noch 
ein diesbezüglicher Ausgleichsanspruch in 
den Nachlass der Gesellschafter fällt und dies-
bezüglich Pflichtteile sowie Pflichtteilsergän-
zungsansprüche entstehen. Zudem können die 
Gesellschafter mit Güterstands- und Pflicht-
teilsklauseln im Gesellschaftsvertrag dazu 
aufgerufen werden, mit ihren Ehegatten Ehe-
verträge und Pflichtteilsverzichtsverträge ab-
zuschließen, gemäß denen die Anteile an der 
Familiengesellschaft vom Zugewinnausgleich 
ausgenommen und für die Pflichtteilsberech-
tigung außer Betracht zu lassen sind (→ Ab-
sicherung gegen einen mittelbaren Anspruch 
auf Teile des Familienvermögens).

Im Zusammenhang mit einer Gesellschafts-
beteiligung an einer Familiengesellschaft las-
sen sich solche Schutzmaßnahmen zudem er-
fahrungsgemäß besser verdeutlichen und ver-
ursachen geringeren und bestenfalls kaum 
Widerstand.

Einbringung des  
Familienvermögens in  
die Gesellschaft

Bei einer vermögensverwaltenden (Fami-
lien-) Personengesellschaft gilt das steuer-
liche Transparenzprinzip in der Form der 
sog. Bruchteilsbetrachtung. D.h., das Ver-
mögen steht den Gesellschaftern zur gesam-
ten Hand zu (→ Gesamthandsvermögen) und 
wird ihnen für Zwecke der Besteuerung an-
teilig zugerechnet. Das muss – abhängig 
von der individuellen Vermögensstruktur 
und der Zuordnung des Eigentums zwi-
schen den Ehegatten (Eltern) – bei der Pla-
nung des Einbringungsvorgangs Berück-
sichtigung finden. Ansonsten können un-
gewollte Besteuerungseffekte und spätere 
steuerliche Administrationslasten entstehen. 
Bisweilen sind vorbereitende Strukturierungs-
schritte erforderlich, bei denen möglichst die 
Steuerbefreiungen des Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetzes und des Grund-
erwerbsteuergesetzes nutzbar zu machen sind.

Sofern ausländisches Vermögen in den Über-
tragungsvorgang einzubeziehen ist, müssen 
die lokalen steuerlichen Wirkungen der Ein-
bringung und insbesondere die Effekte in-
folge der späteren Anteilsschenkungen hinter-
fragt und in das Gesamtkonzept eingepasst 
werden (→ u. a. Verhinderung einer Doppel-
besteuerung).

Resümee

Mit Hilfe einer vermögensverwaltenden 
Familiengesellschaft lassen sich gleichzeitig 
die wichtigen Kernziele der das Vermögen 
übergebenden Eltern erreichen. Einerseits er-
fordert die optimale Nutzung der Freibeträge 
und niedrigerer Steuersatzstufen des Erb-
schaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes, 
früh genug in die Übertragungsetappen ein-
zusteigen. Da mehrere Schenkungen inner-
halb von 10 Jahren zusammengerechnet wer-

den, benötigt eine möglichst wirksame Be-
wahrung des Familienvermögens vor (ver-
meidbarer) Schenkungsteuer insbesondere 
Zeit.

Anderseits gibt es gute Gründe gegen eine 
rasche Übertragung größerer Vermögens-
teile an die Kinder. Mitunter handelt es 
sich dabei nur um mehr oder weniger be-
rechtigte Bedenken. Soll der Einfluss auf 
das Familienvermögen nicht verloren gehen, 
die eigene Versorgung gesichert sein und 
das Familienvermögen in der weiteren Zu-
kunft langfristig zusammengehalten wer-
den, leistet ein gesellschaftsrechtlicher Pool 
(→ z.B. eine GbR als Familiengesellschaft) 
die gewünschten Dienste. Die Eltern und 
Vermögensübergeber behalten einstweilen 
die Fäden allein in der Hand (→ Geschäfts-
führung) und sichern sich die Erträge – nicht 
anders als beim Vorbehaltsnießbrauch an 
einzelnen Vermögensteilen, aber ohne Zer-
splitterung der entsprechenden Werte und 
Zwistigkeiten um deren Verteilung.

Das gesamte Vermögen verbleibt im engen 
Familienkreis und die mit wenig Aufwand 
durchführbaren Anteilsschenkungen (quo-
tale Abtretung) sorgen für die beabsichtigen 
Steuervorteile.

Auf der Grundlage individueller Regelungen 
im Gesellschaftsvertrag wachsen die Ab-
kömmlinge in die Gesellschaft hinein; sie 
entwickeln Bezug zu den zugrunde liegen-
den Vermögensbestandteilen und der damit 
verbundenen Verantwortung.

Die Vorteile der Gestaltung überwiegen bei 
Weitem und wirken auf unterschiedlichen 
Ebenen. Die Komplexität ist begrenzt und 
lässt sich durch leicht handhabbare Rege-
lungen auf ein Mindestmaß reduzieren.

Ausgangspunkt für einen möglichen Gang 
in eine Familiengesellschaft wäre eine Be-
sprechung Ihrer persönlichen Situation 
und der zu verwirklichenden Ziele sowie 
eine Betrachtung der Struktur Ihres Ver-
mögens. In einem ersten Gespräch wür-
den wir uns zu den wichtigen Einzelheiten 
austauschen und ausloten, ob eine gesell-
schaftsrechtliche Konstruktion Ihren Be-
dürfnissen entspricht.

Ihre Ansprechpartner hierfür oder 
für weitere Informationen zum 
Thema sind:

Herr WP/RA/StB  
Christoph Bergedick LL.M. 
Partner  
Telefon 0211 / 87542-205 
christoph.bergedick@hsmv.de

Herr StB/Dipl.-Kfm.  
Gerd Scholten 
Telefon 0211 / 87542-244 
gerd.scholten@hsmv.de
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